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Der Gemeinderat der Gemeinde ST. ANTON/J. beschließt folgende

VERORDNUNG

5l

Auf Grund der S$ 3-7 der NÖ. Bauordnung 1976, LGBI.8200-11, wird der Bebauungsplan

'FENZL-GRÜNDE" erlassen.

Sz

54

Die Bebauungsvorschriften und die Plandarstellung, welche mit dem Hinweis auf diese Verord-
nung versehen lst, liegen lm Gemelndeamt währönd der Amtsstunden zur allgemeinen Einslcht
auf' 

/

Ss

Diese Verordnung tritt nach ihrer Kurdnnchung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen Kund-

machungsfrist folgenden Tag in Kraft.

Die Festlegung der Einzelheiten der Bebauung und Aufschließung der einzelnen Grundffächen lst

dieser Verordnung und der vom lngenieurkonsulenten für Raumplanung und Raumordnung,
Dipl.-lng. GOTTFRIED SEYR am0.0....0e2..J99&nter Z. 18€ 93/2 verfaßten, mit einem Hinweis

auf diese Verordnung versehenen Plandarstellung zu entnehmen.

Bebauungsvorschrift en' (siehe Anhang)

Ss
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1. GELTUNGSBEREICH

(1) Die Festlegungen und Bebauungsvorschriften gelten frjr alle Bauland-, Verkehrs- und Grün-

landflächen lnnerhalb der ln der Plandarstellung ausgewiesenen Grenze des Planungsge-

bietes.

2. BAUPLA]ZAUSNUTZUNG

(1) Dle Sftulerung des Haupgebäudes auf dem Bauplatz lst unter Bedachtnahme auf dle Be-

stimmungen der Bauordnung so vozunehmen, daB elne möglichst gute Ausnutzung des

BauplaEes gewährlelstet wird.

(2) Die Garagenzufahrten sind möglichst kuz zu halten, um Störungen der Wohnfunktion zu

vermeiden.

3. AUSMASS, GUEDERUNG UND GESTALTUNG DER BAUKÖRPER

(1) Die bebaute Fläche darf bei Hauptgebäuden 70 m2 nicht unterschreiten.

(21 Quadratische Baukörpergrundrisse urd lange, ungegliederte Gebäudefronten sind unzu-

lässlg. Gestaltungselemente sowle Baukörper, die sich ln MaBstab, Proportion und Gliede'

rung wesentllch von der Bautradition der Region abheben, slnd nlcht zulässig. Dle zeitge-

mäße lnterpretatlon dieser Formensprache lst anzustreben.

(3) Die Betonung des Gebäudesockels durch eine auffällige Farbgebung ist nicht gestattet.

Die optische Höhe des Sockels darf bel ebenen Gelände @ cm nicht überschreiten.

(4) Bel der Anordnung der Mauerwerksöffnungen (Fenster, Tären) ist ein harmonlsches Ver-
' hältnis von Öffnung zu Fläche hezustellen und die Aufteilung der Mauerwerksöffnungen

hat den maßstäbllchen Proportionen des Baukörpers zu entsprechen. Fenster- und Täröff-

nungen, die von öffentlichen Verkehrsflächen eingesehen werden können, sind als hochge-

stellte Rechtecke auszubllden. Großflächige, nlcht unterteilte Fenster sind nicht zulässig.

(5) Die Ausführung der Baulichkeiten hat derart zu erfolgen, daB die.Gebäudeschausehen mit

einer Putzoberfläche gestahet werden. Hdzhäuser, Blockhätten oder ähnliche, mh dem

ausschlleßtlchen Material Holz errichtete Baulichkeften sind nicht zulässlg. Teile von Bau-

llchkehen, wle z.B. Veranda, Wintergarten, o.ä., können ln Holz errichtet werden.

I
(6) AußenwandverHeldungen (Ptattenverldeldungen)aus KunststoJf, Asbestzement u.ä. auf zur

Verkehrsfläche gerlchteten Fassadenflächen sind nlcht zugelassen. Holanerschalungen der

Glebeldrelecke und der übermauerung slnd zutässlg. Atf den übrigen Fassadenflächen

kann dle Baubehörde solche VerHeldungen genehmigen, wenn aus Gränden des Orts-

und Landschaftsbildes keine Bedenken bestehen.

(7) Zur Errichtung von Vordächern und Wiridfängen darf für die Tragkonstruktion nur Holz
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verwendet werden. Gemauefte Konstruktionen, die ihrem Charaher dem Hauptgebäude
entsprechen, sind ebenfalls zulässig.

(8) Stiegen-, Balkon- oder Logglengeländer slnd der Bautradition und dem Charakter des Ge-

bäudes entsprechend hezustellen.

(9) Kniestockaufmauerungen (Übermauerungen) dürfen nicht höher aJbc^ab Bohdecken-
oberkante ausgeführt werden.

(10) An Schausehen, die zur Straßenfluchtlinle gerichtet sind odervom öffentllchen Gut aus ein-
sehbar sird, lst dle Venvendung von Glasbaustelnen und Profilglastafeln nlcht zulässlg.

(11) An- und Zubauten slnd archhekonlsch an den Bestand anzuglelchen und gegebenenfalls
durch Vor- oder Rticksprlngen der Front optlsch vom Bestard zu trennen.

4. DACHFORM UND DACHGESTALTUNG

(1) Als Dachform lst bel Wohngebäuden nur das Satteldach zulässig, wobel dle Ausbildung
elnes Krüppelwalmes zu empfehlen lst. Belgekuppelter Bebauungswelse lst auch das Pult-
dach zulässlg, wenn durch dle glelchzeitlge Enichtung der beiden gekuppelten Gebtiude
dadurch eln Satteldach entsteht. flach- und sonstlge Pultdächer slnd nur auf Nebengebäu-
den zulässig, die von öffentlichen Verkehrsflächen nicht eingesehen werden können.

(2) Die Hauptfirstrlchtung lst entsprechend der ln der Plandarstellung angegebenen Richtung
anzuordnen. Für Anbauten slnd auch andere Firstrichtungen zulässlg.

(3) Satteldächer sind lm Querschnitt, bezogen auf die senkrecht gebildete Achse, symme-
trisch auszubilden. Dächer mit ungleichen Dachnelgungen sird nicht zulässig.

(4) Die Dachneigung darf 37 Grad nicht unterschreiten. Ein lftüppelwalm lst steiler als das
Hauptdach und entsprechend der Bautradition auszuführen.(die Dachnelgung des Kräp-
pelwalmes ergibt slch aus dem Abstand von Glebelmauer und erstem Gespärre). Die
Dachvorsprünge sind gering zu halten und dürfen 80 cm nicht überschreiten.

(5) Dle Dacheindeckung lst Heinformatig und in elner Ziegelfarbe (rot, rotbraun) oder Schiefer-
farbe (dunkelgrau) vozusehen. Wellplatten (auch kleinformatige) sind auf Wohngebäuden
im gesamten Planungsgebiet nicht zulässlg. Großformatiges DacMeckungsmaterial (2.8.
Blech, Wellplatten) tst lm gesamten Planungsgeblet nlcht zulässig.

(6) Zur Belichtung von Dachgeschoßen sird Gaupen (Schtepp, Rechteckgaupen), Dachflä-
chenfenster oder Fenster ln Glebelkonstruktion/anzuordnen. Geschwungene Konstruhio-
nen (Ochsenauge u.ä.) slnd uniulässlg. Zur besseren Nutzung und Betichtung von ausge-
bauten Dachgeschoßen können auch Quergiebet (Kreuzstöckl), die gteich hoch wie das
Dach sein dürfen, enichtet werden.

(7) Parabolantennen sind im Bereich der einsehbaren Dach- und Gebäudeflächen nlcht ge-
stattet.
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5. GARAGENUNDNEGENCEEAUOE

(1) Atrf einem Bauplatz dürfen errichtet werden:

o l KFZAbstellanlage mit maximal 2 PlQV-Abstellplätzen pro Wohneinheit.

o 1 Nebengebäude lm Ausmaß von höchstens 35 m2 verbauter Fläche. Dieses kann

Räume filr dle Aufbewahrung von Gartengeräten, für die Lagerung von Brennholz ftir

den Eigenbedarf, etc. betnhalten. Die bebaute Fläche von 35 m2 darf nur dann ausge-

nützt werden, wenn dadurch die Bestimmungen des 5 2 Pkt. 21 NÖ-BO 1976 eingehal-

ten werden können.

(21 Klelngaragen slnd ln das Hauptgebäude zu lntegrieren oder an dieses.anzubauen. Eine

Kupplung mit elner l(elngarage auf dem Nachbargrundstück an der sehlichen Grundgren-

ze lst zulässlg:

(3) Die Situierungelner Kleingarage im Kellergdschoß mit Abfahrtsrampe lst nicht zulässlg.

(4) Angebaute Klelngaragen müssen eln eigenes Dach aufweisen' Abschleppungen vom Dach

des Hauptgebäudes slnd nicht zulässig.

(s) Zwlschen Straßenfluchtlinie urd l(eingarage lst ein nlcht elngefriedeter Vorplatz mit einer

Tlefe von mlndestens 5 m elnzuhalten.

(6) Kleintierstallungen dürfen lm Wohngebiet nur dann errichtet werden, wenn sie von öffentli-

chen Außenräumen nicht elngesehen werden können und die Haltung von Keintieren

kelne Belästlgung der Nachbarschaft bewirt<L

6. GESTALTUNGDESGELANDES

(1) Das natürliche Gelände lst weitgehend zu belassen, Abgrabungen oder Anböschungen

sind agf das entsprechend der Geländeform unbedingt notwendige Maß zu beschränken,

wobel auf das landschaftliche Gesamtbild ba,rr. auf das Ortsbild Bedacht zu nehmen lst.

(2) Das Straßennfueau ist dem entsprechenden Stra$enproJekt zu entnehmen'

7. EINFRIEDUNGEN

(1) Dle Einfriedungen der Grundstücke enttang der Stfaßenfluchtlinie slnd als einfache Holzlat-

ten- oder Elsengitterzäune auf niedrigem Sockel (max. 20 cm) auszuführen. Sie dürfen eine

Höhe von 1,20 m nlcht überschreiten. Die Einfriedungen entlang der StraBenfluchtlinie sind

mit den schausehen des Gebäudes lm Einreichplan dazustellen.

.il

angeschlagen am: 13.12.19

Geprtift gemäß
$ 88 NÖ Gemeindeordnung 1979

abgenommen am: ZB.1Z.
NÖ.
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